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Antwort 

der Bundesregierung 

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Frau Kelly und der Fraktion DIE GRÜNEN 
— Drucksache 10/3282 — 


Militarisierung des Weltraums und Raketenabwehrsysteme 


Der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesminister der 
Verteidigung hat mit Schreiben vom 20. Mai 1 985 im Namen der 
Bundesregierung die Kleine Anfrage wie folgt beantwortet: 


1. Wamm hat die Bundesregierung bis jetzt den Mondvertrag von 
1979, ein multilateraler Vertrag, der der Weltraumrüstung Grenzen 
setzt, nicht unterschrieben und nicht dem Deutschen Bundestag 
zur Ratifizienmg vorgelegt, und welche Gründe sprechen 
dagegen? Wann wird die Bundesregienmg den Mondvertrag 
unterzeichnen und das Ratifiziertmgsverfahren einleiten? 


Nach Atiffassiing der Bundesregierung sind die abrüstungspoliti- 
schen Effekte des Mondvertrages gering, da sich die einschlägi- 
gen Bestimmungen bereits im Weltraumvertrag von 1967 finden. 

Das eigenthche Gewicht des Möndvertrages liegt bei der wirt- 
schaftlichen Nutzimg (Artikel XI), die im Zusammenhang mit den 
auch auf anderen Rechtsgebieten zutage tretenden Versuchen 
einer allgemeinen völkerrechtlichen Durchsetzimg des „Common 
Heritage-Prinzips" gesehen werden muß, welches in seinen Aus- 
wirkungen nicht unumstritten ist. 

Ein akutes Bedürfnis für die Unterzeichnung des Mondvertrages 
besteht auch deshalb nicht, weü konkrete Planungen für die 
Exploration von Bodenschätzen auf dem Mond nicht vorliegen 
imd weder die Vereinigten Staaten noch die Sowjetunion, die 
entsprechende Kapazitäten hätten, bislang dem Mondvertrag 
beigetreten sind. ^ 
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2. Besteht nicht ein Widerspruch zwischen der deklarierten Abrü- 
stungsbereitschaft für den Weltraum seitens der Bundesregierung 
und der Weigerung, den Mondvertrag dem Deutschen Bundestag 
zur Ratifizienmg vorzulegen? 


Auf eine Ratifizierung des Mondvertrages zu verzichten, steht 
nicht im Widerspruch zu den kontinuierlichen Bemühungen der 
Bundesregienmg um Abrüstung und Rüstungskontrolle. Denn die 

- insbesondere in Artikel III des Mondvertrages angesprochenen 

- Verbote und Begrenzungen militärischer Aktivitäten werden 
von der Bundesrepublik Deutschland seit Jahren akzeptiert. Des- 
halb wurde auch der Weltraumvertrag von 1967, der das Verbot 
der militärischen Nutzung des Mondes und der Stationierung von 
Massenvemichtungswaffen im Weltraum enthält, bereits am 
21. Januar 1967 unterzeichnet und am 2. Oktober 1969 ratifiziert. 


3. Sollte die Bundesregienmg mit der amerikanischen Forderung, die 
Aufstellung von anütaktischen Raketenabwehrsystemen (z. B. eine 
Variante der PATRIOT-Luftabwehrrakete) zu gestatten, konfron- 
tiert werden, wird sie sich wie entscheiden, und hat es schon 
darüber Gespräche mit der amerikanischen Administration ge- 
geben? 

4. Befürwortet die Bundesregierung bei ihren sicherheitspolitischen 
Überlegungen ein zukünftiges taktisches Raketenabwehrsystem 
für Europa? 

Der Bundesregierung sind keine Pläne bekannt, die für die 
Bundesrepublik Deutschland bestimmten PATRIOT-Systeme oder 
vergleichbare Systeme der deutschen und amerikanischen Streit- 
kräfte zur Raketenabwehr umzurüsten. 

Sollte sich der Aufbau einer Abwehrfähigkeit gegen auf West- 
europa gerichtete taktische Flugkörper als technisch und finan- 
ziell realisierbar erweisen - was gegenwärtig noch nicht abge- 
schätzt werden kann — , so könnte ein derartiger Schutz vorteilhaft 
sein, da Westeuropa - insbesondere die Bundesrepublik Deutsch- 
land - angesichts der sowjetischen Rüstung in diesem Bereich 
besonders gefährdet ist. Wesentlich ist die Abschirmung bzw. 
Verteidigung gegen angreifende Waffenträger, unabhängig 
davon, ob es sich um Flugzeuge oder Flugkörper handelt. 


5. Würde nach Ansicht der Bundesregierung eine mögliche Anfstel- • 
limg der gegenwärtig in Entwicklimg befindlichen antitaktischen 
Variante der Luftabwehrrakete PATRIOT in der Bundesrepublik 
Deutschland gegen den ABM-Vertrag verstoßen? 


Antitaktische Raketensysteme werden vom ABM-Vertrag nicht 
erfaßt (Artikel II ABM-Vertrag: „Im Sinne dieses Vertrages ist ein 
ABM-System ein System zur Bekämpfung anfliegender strate- 
gischer ballistischer Raketen. . ."). „Strategische" Waffen sind im 
Vertrag und allgemein in SALT-Abkommen präzise definiert. 

Die Aufstelltmg von Abwehrsystemen, die gegen taktische Flug- 
körper gerichtet sind, würde deshalb nicht gegen den ABM- 
Vertrag verstoßen. 
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6. Wie steht die Bundesregierung zu dem Konzept eines „mobilen 
Raketenabwehrsystems" der US-Streitkräfte in der Bundes- 
republik Deutschland, das eventuell auch von der Bundeswehr 
bedient würde? 


Der Bundesregierung ist kein Konzept eines „mobilen Raketen- 
abwehrsystems" der amerikanischen Streitkräfte in der Bundes- 
republik Deutschland bekannt. 


7. Welchen Handlimgsspielraum hat die Bundesrepublik Deutsch- 
land, haben die europäischen NATO-Partner insgesamt, der Ent- 
wicklung der neuen (emergent technologies) Technologien ent- 
gegenzutreten, zumal auf dem Umweg über Technologiepro- 
gramme und neue Waffensysteme „deep strike" Konzepte einge- 
führt werden, die zu einem Übergang von der Vorne- zu einer 
Vorwärtsverteidigung führen können? 


Ziel der Bimdesregierimg ist die Nutzung moderner Technologien 
zur Verbesserung der konventionellen Verteidigungsfähigkeit 
des Bündnisses im Rahmen des defensiven und reaktiven Charak- 
ters der NATO. 

Die Anwendung dieser Technologien geschieht somit zielgerecht 
im Rahmen der derzeitigen NATO-Strategie und in Übereinstim- 
mimg nüt den sicherheitspolitischen Interessen der Bimdes- 
republik Deutschland. 


8. Ist nach Meinimg der Bimdesregienmg nicht ein Ausstieg aus dem 
ABM-Vertrag vorprogrammiert bei einer VerwirkÜchung der Stra- 
tegischen Verteidigungsinitiative (SDI) und einer möglichen euro- 
taktischen Variante (ATM - antitaktisches Raketenabwehr- 
programm)? 


Die Bimdesregienmg ist der Meinung, daß ein Ausstieg aus dem 
ABM-Vertrag weder durch SDI noch durch sonstige Verteidi- 
gungsbemühungen der NATO vorprogrammiert ist. 


9. Unterstützt die Bundesregierung die Vorschläge von James Wade, 
dem amerikanischen ersten stellvertretenden Unterstaatssekretär 
für Forschung und Ingenieurwesen im Pentagon, der im Mai 1984 
bei einem NATO-Workshop bei Den Haag eine verstärkte militäri- 
sche Nutzung folgender Technologien gefordert hat: Maschinen- 
intelligenz, persönliche Lernhilfe auf der Grimdlage von Mikro- 
prozessoren, Hochenergielaser, Supercomputer und verbesserte 
Software, die für folgende Waffensysteme nutzbar gemacht wer- 
den sollten: Waffen mit fast absoluter Punktzielgenauigkeit („near 
zero CEP"), Sensoren, Attrappen und Bummelwaffen sowie eine 
imverzügliche Datenauswertimg für die Gefechtsfühnmg? 


Die Stärkung der konventionellen Verteidigungsfähigkeit, auch 
unter Nutzung neuer Technologien, ist Ziel verschiedener Bestre- 
bungen des Bündnisses, um damit das Ungleichgewicht zwischen 
den konventionellen Streitkräften des Warschauer Paktes imd der 
NATO zumindest teilweise auszugleichen. 

Gnmdsätzlich kann man annehmen, daß für konventionelle 
Streitkräfte die größten technologischen Innovationen bet der 


3 



Drucksache 10/3393 


Deutscher Bundestag - 10. Wahlperiode 


Verbesserung der Treffgenauigkeit liegen. Die Entwicklung 
„intelligenter" Munitionsarten ist besonders für den Verteidiger 
zur Stärkung der konventionellen Abwehrkraft von Vorteil. 


10. Wie steht die Bundesregierung zu den o. g. Technologien und die 
damit verbundenen Verändenmgen in der Taktik imd der Doktrin 
der NATO, sollten diese Technologien militärisch genutzt werden - 
z. B. fast sofortigen Angriff auf die gegnerische zweite Staffel; 
Neutrcdisierung der gegnerischen Luftverteidigung bis tief ins Hin- 
terland hinein; selektive Zielauswahl; Weltraumsysteme mit einer 
wesentlichen Rolle für die Kriegfühnmg? 


Die Bundesregierung geht davon aus, daß neue Technologien 
nicht zwangsläufig die konzeptionellen und operativen Grund- 
lagen eines im Bündnis abgestimmten Verteidigungskonzeptes 
verändern, wobei die Anwendung der erwähnten Technologien 
keine Veränderung der gültigen NATO-Strategie der „Flexible 
Response" zur Folge haben würde. 


11. Wie steht die Bimdesregierung zur deutschen Mitwirkimg und 
Beteiligimg an Großprojekten im Weltraum, die auch militärisch 
genutzt werden sollen, wie z, B. die amerikanische Weltraum- 
station? 


Hierzu wird auf die ausführhche Antwort der Bundesregierung 
vom 8. März 1985 (Drucksache 10/2986) auf die Kleine Anfrage 
der Abgeordneten Frau Kelly und der Fraktion DIE GRÜNEN vom 
21. Februar 1985 (Drucksache 10/2893) verwiesen und erneut 
erklärt, daß es sich bei der deutschen Mitwirkung und Beteiligung 
an Großprojekten im Weltraum um ausschließlich zivile Vorhaben 
handelt. 
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